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(Nr. 1298.) Geſetz, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchs 
gegenſtänden. Vom 14. Mai 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
K 1. 
Der Verkehr mit Nahrungs⸗ und Genußmitteln, ſowie mit Spielwaaren, 
Tapeten, KOMA Eß⸗, Trink⸗ und u und mit Petroleum unterliegt 
der Beaufſichtigung nach Maßgabe dieſes Geſetzes. 


$. 2. 

Die Beamten der Polizei find befugt, in die Räumlichkeiten, in welchen 
Gegenſtände der in F. 1 bezeichneten Art feilgehalten werden, während der üblichen 
Geſchäftsſtunden oder während die Räumlichkeiten dem Verkehr geöffnet ſind, 
einzutreten. 

Sie find befugt, von den Gegenſtänden der in $. 1 bezeichneten Art, welche 
in den angegebenen Räumlichkeiten ſich befinden, oder welche an öffentlichen Orten, 
auf Märkten, Plätzen, Straßen oder im Umherziehen verkauft oder feilgehalten 
werden, nach ihrer Wahl Proben zum Zwecke der Unterſuchung gegen Empfangs⸗ 
beſcheinigung zu entnehmen. Auf Verlangen iſt dem Beſitzer ein Theil der Probe 
amtlich verſchloſſen oder verſiegelt zurückzulaſſen. Für die entnommene Probe 
iſt Entſchädigung in Höhe des üblichen Kaufpreiſes zu leiſten. 


. 

Die Beamten der Polizei ſind befugt, bei Perſonen, welche auf Grund 
der SS. 10, 12, 13 dieſes Geſetzes zu einer Freiheitsſtrafe verurtheilt find, in den 
Räumlichkeiten, in welchen Gegenſtände der in $. 1 bezeichneten Art e 
werden, oder welche zur Aufbewahrung oder Herſtellung ſolcher zum Verkaufe 
beſtimmter Gegenſtände dienen, während der in F. 2 angegebenen Zeit Reviſionen 
vorzunehmen. 
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Dieſe Befugniß beginnt mit der Rechtskraft des Urtheils und erliſcht mit 
dem Ablauf von drei Jahren von dem Tage an gerechnet, an welchem die 
Freiheitsſtrafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen iſt. 


F. 4. 

Die Zuſtändigkeit der Behörden und Beamten zu den in $$. 2 und 3 
bezeichneten Maßnahmen richtet ſich nach den einſchlägigen landesrechtlichen 
Beſtimmungen. 

Landesrechtliche Beſtimmungen, welche der Polizei weitergehende Befugniffe 
als die in $$. 2 und 3 bezeichneten geben, bleiben unberührt. 


. 

Für das Reich können durch Kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des 
W zum Schutze der Geſundheit Vorſchriften erlaſſen werden, welche 
verbieten: 

1. beſtimmte Arten der Herſtellung, Aufbewahrung und Verpackung von 

Nahrungs- und Genußmitteln, die zum Verkaufe beſtimmt find; 

2. das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Nahrungs⸗ und 
Genußmitteln von einer beſtimmten Beſchaffenheit oder unter einer der 
wirklichen Beſchaffenheit nicht entſprechenden Bezeichnung 

3. das Verkaufen und Feilhalten von Thieren, welche an beſtimmten 
Krankheiten leiden, zum Zwecke des Schlachtens, ſowie das Verkaufen 
und Feilhalten des Fleiſches von Thieren, welche mit beſtimmten 
Krankheiten behaftet waren; 

4. die Verwendung beſtimmter Stoffe und Farben zur Herſtellung von 
Bekleidungsgegenſtänden, Spielwaaren, Tapeten, Eß⸗, Trink⸗ und 

Kochgeſchirr, Pte das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von 
Gegenſtänden, welche desen Verbote zuwider hergeſtellt ſind, 

das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Petroleum von 
einer beſtimmten Beſchaffenheit. 


$. 6. 

Für das Reich kann durch Kaiferliche Verordnung mit Zuſtimmung des 
Bundesraths das gewerbsmäßige Herſtellen, Verkaufen und Feilhalten von Gegen⸗ 
ſtänden, welche zur Fälſchung von Nahrungs- oder Genußmitteln beſtimmt find, 
verboten oder beſchränkt werden. 


a 


$.7. 

Die auf Grund der $$.5, 6 erlaſſenen Kaiſerlichen Verordnungen find 
dem Reichstag, ſofern er verſammelt iſt, ſofort, anderenfalls bei deſſen nächſtem 
Zuſammentreten vorzulegen. Dieſelben find außer Kraft zu ſetzen, ſoweit der 
Reichstag dies verlangt. 

8 


$. 8. 
Wer den auf Grund der $$. 5, 6 erlaſſenen Verordnungen zuwiderhandelt, 
wird mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft beſtraft. 
Landesrechtliche Vorſchriften dürfen eine höhere Strafe nicht androhen. 


— 147 — 


Er 
Wer den Vorfchriften der $$. 2 bis 4 zuwider den Eintritt in die Räum⸗ 
lichkeiten, die Entnahme einer Probe oder die Reviſion verweigert, wird mit 
Geldſtrafe von fünfzig bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft beſtraft. 


F. 10. 
Mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten und mit Geldſtrafe bis zu eintaufend- 
fünfhundert Mark oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft: 
1. wer zum Zwecke der Täuſchung im Handel und Verkehr Nahrungs⸗ 
oder Genußmittel nachmacht oder verfälſcht; 


2. wer wiſſentlich Nahrungs⸗ oder Genußmittel, welche verdorben oder 
nachgemacht oder verfälſcht ſind, unter Verſchweigung dieſes Umſtandes 
verkauft oder unter einer zur Täuſchung geeigneten Bezeichnung feilhält. 


N 
Iſt die im $. 10 Nr. 2 bezeichnete Handlung aus Fahrläſſigkeit begangen 


worden, ſo tritt Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder Haft ein. 


F. 12. 

Mit Gefängniß, neben welchem auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 

erkannt werden kann, wird beſtraft: 

1. wer vorſätzlich Gegenſtände, welche beſtimmt find, Anderen als Nahrungs⸗ 
oder Genußmittel zu dienen, derart berſtellt, daß der Genuß derſelben 
die menſchliche Gefundheit zu beſchädigen geeignet iſt, ingleichen wer 
wiſſentlich Gegenſtände, deren Genuß die menſchliche Geſundheit zu 
beſchädigen geeignet iſt, als Nahrungs⸗ oder Genußmittel verkauft, 
feilhält oder ſonſt in Verkehr bringt ; 

2. wer vorſätzlich Bekleidungsgegenſtände, Spielwaaren, Tapeten, Ch, 
Trink⸗ oder Kochgeſchirr oder Pelett derart herſtellt, daß der beſtim⸗ 
mungsgemäße oder vorauszuſehende Gebrauch dieſer Gegenſtände die 
menſchliche Geſundheit zu beſchädigen geeignet iſt, ingleichen wer wiſſent⸗ 
lich ſolche Gegenſtände verkauft, feilhält oder ſonſt in Verkehr bringt. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

Iſt durch die Handlung eine ſchwere Körperverletzung oder der Tod eines 

Menſchen verurſacht worden, ſo tritt Zuchthausſtrafe bis zu fünf Jahren ein. 


5 
‚ War in den Fällen des $. 12 der Genuß oder Gebrauch des Gegenſtandes 
die menſchliche Geſundheit zu zerſtören geeignet und war dieſe Eigenſchaft dem 
Thäter bekannt, ſo tritt Zuchthausſtrafe bis zu zehn Jahren, und wenn durch 
die Handlung der Tod eines Menſchen verurſacht worden iſt, Zuchthausſtrafe 
nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliche Zuchthausſtrafe ein. 
Neben der Strafe kann auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt werden. 
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F. 14. 

Iſt eine der in den $$. 12, 13 bezeichneten Handlungen aus Fahrläſſigkeit 
begangen worden, ſo iſt auf Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark oder Gefängniß⸗ 
ſtrafe bis zu ſechs Monaten und, wenn durch die Handlung ein Schaden an 
der Geſundheit eines Menſchen verurſacht worden iſt, auf Gefängnißſtrafe bis 
zu einem Jahre, wenn aber der Tod eines Menſchen verurſacht worden iſt, auf 
Gefängnißſtrafe von einem Monat bis zu drei Jahren zu erkennen. 


l 
In den Fällen der $$. 12 bis 14 iſt neben der Strafe auf Einziehung der 
Gegenſtände zu erkennen, welche den bezeichneten Vorſchriften zuwider hergeſtellt, 
verkauft, feilgehalten oder ſonſt in Verkehr gebracht find, ohne Unterſchied, ob 
fie dem Verurtheilten gehören oder nicht; in den Fällen der $$. 8, 10, 11 kann 
auf die Einziehung erkannt werden. , 
Iſt in den Fällen der $$. 12 bis 14 die Verfolgung oder die Verurtheilung 
einer beſtimmten Perſon nicht ausführbar, ſo kann auf die Einziehung ſelbſtändig 
erkannt werden. 8.16 


In dem Urtheil oder dem Strafbefehl kann angeordnet werden, daß die 
Verurtheilung auf Koſten des Se öffentlich bekannt zu machen fei. 

Auf Antrag des freigeſprochenen Angeſchuldigten hat das Gericht die öffent⸗ 
liche Bekanntmachung der Freiſprechung anzuordnen, die Staatskaſſe trägt die 
Koſten, inſofern dieſelben nicht dem Anzeigenden auferlegt worden ſind. 

In der Anordnung iſt die Art der Bekanntmachung zu beſtimmen. 


. 

Beſteht für den Ort der That eine öffentliche Anſtalt zur techniſchen Unter⸗ 
ſuchung von Nahrungs- und Genußmitteln, fo fallen die auf Grund dieſes Geſetzes 
auferlegten Geldſtrafen, ſoweit dieſelben dem Staate zuſtehen, der Kaſſe zu, welche 
die Koſten der Unterhaltung der Anſtalt trägt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 14. Mai 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 


Herausgegeben im Reichskanzler ⸗Amk. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


